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Antrag 

der Abgeordneten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Dirk Fischer (Hamburg), 
Eduard Oswald, Dr.-Ing. Dietmar Kansy, Georg Brunnhuber, Eduard Lintner, 
Hubert Deittert, Norbert Königshofen, Dr. Hermann Kues, Peter Letzgus, 
Manfred Heise, Dr. Michael Meister, Norbert Otto (Erfurt), Peter Götz, 

Renate Blank, Wilhelm Joseph Sebastian, Dr. Wolf Bauer, Paul Breuer, 
Wolfgang Dehnel, Renate Diemers, Ingrid Fischbach, Hansjürgen Doss, 
Georg Girisch, Hans Jochen Henke, Klaus Hofbauer, Dr. Klaus W. Lippold 
(Offenbach), Erich Maaß (Wilhelmshaven), Dr. Gerd Müller, Günter Nooke, 
Hans-Peter Repnik, Kurt J. Rossmanith, Anita Schäfer, Heinz Schemken, 
Werner Wittlich, Elke Wülfing und der Fraktion der CDU/CSU 


Für ein fahrradfreundliches Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit der Energiekrise der 70er Jahre ist es zu einer Renaissance des Fahrrades 
gekommen. Heute verfügen über 75 Prozent aller Privathaushalte in der Bun- 
desrepublik Deutschland über mindestens ein Fahrrad. Der Fahrradbestand in 
Deutschland lag Mitte der 90er Jahre bei ca. 68 Millionen. Am Gesamtver- 
kehrsaufkommen in unserem Land beträgt der Anteil des Radverkehrs ca. 
12 Prozent. In den Niederlanden dagegen über 27 Prozent, ähnlich im König- 
reich Dänemark. Die Bilanz für Großbritannien fällt mit 2 Prozent völlig an- 
ders aus. 

Als Alltags- Verkehrsmittel festigt das Fahrrad seine Berechtigung besonders in 
Ballungsräumen. In Städten mit über 30 000 Einwohnern sind ca. 60 Prozent 
aller Radfahrten Alltagsfahrten, fast 27 Prozent erreicht das Rad im Schul- und 
Ausbildungsverkehr, 12 Prozent Einkaufs- und 11 Prozent im Freizeitverkehr. 
Über 8 Prozent ist der Anteil der Radfahrer im Berufsverkehr. Mit dem geziel- 
ten Programm „Radwege an Bundesstraßen“ Anfang der 90er Jahre durch die 
damalige Bundesregierung wurde die seit 1981 begonnene Unterstützung für 
mehr Radverkehr noch einmal verstärkt. Die seit dieser Zeit fertiggestellten 
6 200 km Radwege hatten einen Kostenaufwand von rund 2 Mrd. DM und er- 
höhen das Gesamtstreckennetz in Deutschland auf 1 5 000 km entlang von Bun- 
desstraßen jetzt im Jahr 2000. Bei einer Reisegeschwindigkeit von 25 km pro 
Stunde wäre ein Radfahrer 77 Tage bei 8 Stunden Fahrzeit pro Tag in der Bun- 
desrepublik unterwegs. Fast 50 Prozent aller Wege, die mit dem Fahrrad zu- 
rückgelegt werden, sind kürzer als fünf Kilometer. Gerade aber in diesem Sek- 
tor ist das Potential des Fahrrades noch nicht ausgeschöpft. 
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Als umweltfreundliches Verkehrsmittel ohne Energieverbrauch, Lärm und Ab- 
gasbelästigung ist eine Förderung des Fahrradverkehrs weiter unerlässlich. 
Diese Schwerpunktsetzung, die von allen Fraktionen des Deutschen Bundesta- 
ges geteilt wird, hat mit dazu geführt, dass der Radverkehr in Kombination mit 
dem Schienenverkehr entsprechend der politischen Entscheidungen der dama- 
ligen Bundesregierung Furore gemacht hat. 

Die Fahrradmitnahme hat sich im Personennahverkehr von 818 000 im Jahr 
1991 auf 1 602 000 in 1998 verdoppelt. In den Fernzügen ist sie von 1991 bis 
Ende 1998 von 200 000 auf 600 000 angestiegen. Im Rahmen eines Umwelt- 
verbundes, d. h. in Kombination mit dem Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) wie dem Schienenverkehr sind noch erhebliche Potentiale für eine 
Verkehrsverlagerung vom Auto auf das Fahrrad vorhanden, zumal wenn die 
strukturellen Gegebenheiten wie sichere Fahrradparkhäuser, Serviceeinrichtun- 
gen und ein radorientiertes Dienstleistungsangebot vor Ort vorhanden sind. 

Als Mittel der Gesundheitsförderung hat das Rad nicht nur als Heimtrainer Ein- 
zug in viele Häuser gehalten. Fahrradfahren, besonders im Freien, begünstigt 
die allgemeine Fitness, baut Stress mit ab und fördert das subjektive Wohlbefin- 
den. Regelmäßiges Radfahren, so das Resultat mehrerer Betriebsuntersuchungen, 
wirken sich positiv auf die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ei- 
nes Unternehmens aus und senken den Krankenstand. Gutscheine von Betrie- 
ben als Gratifikation für Räder und Regenbekleidung, in den Niederlanden 
bereits mit Erfolg praktiziert, werden bei uns bisher nur in Einzelfällen verwen- 
det. Die Umsteigemotivation „Gesundheitsförderung“ auf das Verkehrsmittel 
Fahrrad würde dann ein noch unerschlossenes Potential eröffnen, wenn das 
Steuerrecht fahrradfreundliche Betriebe fördern würde. 

Als Freizeitvergnügen hat das Fahrrad im Tourismus erhebliche Fortschritte 
gemacht. 24 Prozent aller Ferienreisenden nennen in der Bundesrepublik 
Deutschland als Urlaubsaktivität Radfahren. Als Urlaubs-Sportart hat das Rad 
beträchtliche Zuwachsraten, wie der Fahrradhandel nachweist. Einige der Flä- 
chenbundesländer beziffern fast ein Drittel des tourismusbedingten Umsatzes 
pro Jahr auf radfahrende Urlauber. Für Schleswig-Holstein als Fahrradurlaubs- 
land Nr. 1 macht der Betrag etwa 1 Mrd. DM aus. Der Marktanteil des nörd- 
lichsten Bundeslandes beim Fahrrad-Tourismus beträgt fast 11 Prozent der von 
den Niederlanden fast 10 Prozent, der von Spanien 7,5 Prozent. Durch finanzi- 
elle und sachliche Ausweitung des GVFG (Gemeindeverkehrsfinanzierungsge- 
setz) im Jahre 1994 durch die damalige Bundesregierung auf ein Volumen von 
1 Mrd. DM jährlich und die Möglichkeit Umsteigeparkplätze (Bike and Ride- 
Anlagen) von PKW auf das Fahrrad und den Bau von innerörtlichen Radwegen 
förderbar zu machen, hat die Radverkehrsinfrastruktur gerade auch für den Tou- 
rismus einen deutlichen Auftrieb erhalten. Eine weitere Vernetzung von Rad- 
wanderwegen, eine gezieltere Radfahrer-Bedienung durch den ÖPNV vor Ort, 
eine einheitlichere Beschilderung und Rundwanderwegsysteme würde das Po- 
tential an Urlaubsumsteigern auf das Rad noch wesentlich mehr ausschöpfen. 

Als Mobilitätsmittel von vielfältigem Einsatz durch alle Generationsstufen in 
den Ballungsräumen wie in der Fläche zeigen Städte wie Münster und Erlangen 
mit einem Radfahrer-Anteil von über 30 Prozent, welche Potentiale bei geziel- 
ter, auch auf das Rad abgestellter, Verkehrspolitik erreichbar sind. Um hier auch 
anderenorts höhere Akzeptanz zu erreichen, ist die Verkehrssicherheit für Rad- 
fahrer zu optimieren, 1993 verunglückten in Deutschland über 74 000 Radfah- 
rerinnen und Radfahrer, davon 825 tödlich. 1998 verunglückten 68 879 Men- 
schen, davon 637 tödlich. Nach der Unfallstatistik verursachten Radfahrer im 
Jahr 1998 immerhin 31 412 Unfälle mit Personenschäden. Angesichts dieser 
Zahlen hat die derzeitige Bundesregierung mit dem 1. Mai 2000 für eine erheb- 
liche Erhöhung der Buß- und Verwarnungsgelder gesorgt. Einen wirklichen 
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Durchbruch zu mehr Sicherheit hat die grundlegende Novellierung der Straßen- 
verkehrsordnung (STVO) als wirkliche Unfallverhütungsvorschrift im Jahre 
1997 mit sieben konkreten Verbesserungen - von der Radwegebenutzungs- 
pflicht bis hin zur Einbahnstraßenregelung - für den Fahrradverkehr gebracht; 
eine Initiative, die vom Bundesrat einstimmig geteilt wurde. Fahrräder haben 
keine Knautschzone. Im Konflikt mit dem motorisierten Verkehr ist der Radler 
immer der Schwächere, im Verhältnis zum Fußgänger jedoch der Stärkere. Bei 
allen Überlegungen zur Förderung des Fahrradverkehrs haben die Fragen der 
Verkehrssicherheit im Vordergrund zu stehen. Mit der starken Zunahme des 
Radverkehrs in Deutschland ist auch die Zahl der Unfälle, an denen Radfahrer 
beteiligt sind, angestiegen. Besonders Radfahrer im Kindesalter und radfah- 
rende Seniorinnen und Senioren sind hohen Unfallrisiken ausgesetzt. Fast 
90 Prozent aller Fahrradunfälle geschehen innerorts. Die präventiven Verkehrs- 
sicherheitsmaßnahmen durch Kindergärten, Schulen und den Verkehrssicher- 
heitsverbänden bis hin zum Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Club e.V. (ADFC) 
haben ganz wesentlich zu einer größeren Sicherheitsorientierung beigetragen. 
Doch diese Flerausforderung bleibt eine Daueraufgabe, nimmt man die Unfall- 
entwicklung zum Maßstab. 

Mehr Attraktivität des Fahrradverkehrs, mehr Mobilitätsraum für das Rad, mehr 
Schwerpunktsetzung für 60 Millionen Radfahrerinnen und Radfahrer in der Bun- 
desrepublik Deutschland bleiben eine Aufgabenverantwortung für Bund, Länder 
und Kommunen gemeinsam, auch wenn in der Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Ländern der Fahrradverkehr seine verkehrspolitische Begleitung vor Ort 
haben muss. Ein nationales Fahrrad-Forum mit Koordinierungs- und Orientie- 
rungsfunktionen als Bindeglied zwischen den verschiedenen Ebenen wäre ein 
geeigneter Schritt zu einer gesamtheitlichen Radverkehrspolitik. 

II. Der Deutsche Bundestag anerkennt: 

Besonders in den vergangenen zehn Jahren haben die Bundesländer, die Städte 
und Gemeinden ganz erhebliche finanzielle und sachliche Anstrengungen in 
der Schaffung einer besseren Radwege-Infrastruktur vor Ort unternommen. Das 
gilt auch für Maßnahmen beim Fahrradtourismus und in der Verkehrssicherheit. 
Gerade der letzte Aspekt - der der Sicherheit - ist von den Verkehrsverbänden, 
von DVSR, von der Deutschen Verkehrswacht, vom ADAC - bis hin zum 
ADFC, wie von der Polizei, von Schulen, Kindergärten und Bildungseinrich- 
tungen aller Art mit Ideenreichtum und anhaltender Verantwortung wahrge- 
nommen worden. Neben den hauptamtlich Beschäftigten ist besonders den eh- 
renamtlich Tätigen zu danken. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

dem Deutschen Bundestag noch in diesem Jahr Vorschläge und Initiativen vor- 
zulegen, die die folgenden Sachverhalte berücksichtigen und so die Vorausset- 
zungen schaffen, damit immer mehr Menschen in unserem Land das Fahrrad nut- 
zen und die vielfältigen vorhandenen Potentiale tatsächlich ausgeschöpft 
werden. 

1. Ein mit den Bundesländern, den Städte-, Gemeinde- und Landkreis sowie 
den Fachverbänden abgestimmtes Gesamtkonzept zur Fahrradförderung in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

2. Die Schaffung eines Deutschen Fahrrad-Forums unter Einbeziehung der 
politischen wie gesellschaftlichen Verantwortungsträger in diesem Bereich. 

3. Steuerpolitische Möglichkeiten zur Fahrradförderung für Betriebe wie 
Radbenutzer, ähnlich wie sie derzeit in Flolland bereits mit Erfolg prakti- 
ziert werden. Mit den konkreteren Vorschlägen für die Steuerreduzierung 
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sind dem Parlament Kompensationsmöglichkeiten, wie die Mehrausgaben 
abzudecken sind, vorzulegen. 

4. Ein mit allen Verantwortlichen abgestimmter Maßnahmenkatalog, wie das 
Unfallrisiko für Radfahrerrinnen und Radfahrer, insbesondere für Kinder 
weiter reduziert, wie das Sicherheitsniveau angehoben werden kann. 

5. Eine erste Ideenskizze zur Schaffung eines bundesweiten Radwegenetzes. 

6. Rücknahme der Ökosteuer für den ÖPNV. Die starke Mehrkosten-Belas- 
tung ist kontraproduktiv zu der Absicht, auf dem Weg zur Arbeit oder Aus- 
bildung im Umweltverband (ÖPNV und Rad) eine umweltverträgliche 
Alternative zum Auto attraktiv zu gestalten. 

7. Aufstockung der ÖPNV-Mittel wieder auf den Betrag von 1 Mrd. DM jähr- 
lich, wie es bis zum Regierungswechsel gewesen ist, davon fehlen für die 
kommenden vier Jahre 800 Mio. DM. Ohne diese Mittel bleibt der Ausbau 
eines Radwegenetzes nur Stückwerk. 

8. Erweiterung der vorgesehenen zwei Bundesradtouren um vier weitere, die 
wie z. B. der Ostsee-Radwanderwege eine touristische Bedeutung haben. 
Bei der Auswahl der Strecken ist das Parlament zu beteiligen sowie die 
maßgeblichen Tourismusorganisationen und die Bundesländer. 

9. Bei dem teilweise bereits erfreulichem Bestand an Radwegen an Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen von 30 Prozent bis über 80 Prozent in den meis- 
ten Bundesländern und vielen vernetzten Radwanderrouten in Kreisen und 
Städten ist es durchaus angemessen, den Fahrradtourismus zum Schwer- 
punktthema des Auslandsmarketing zu machen - für einen aktiven und 
umweltfreundlichen Radfahrer-Urlaub in Deutschland. 

10. Die Möglichkeiten, der Mitnahme von Fahrrädern durch die Deutsche Bahn 
AG sind durch ein vielfältiges Dienstleistungsangebot auf den Bahnhöfen 
und einem umsichtigeren Fahrradservice zu optimieren, um auch hier die 
Umsteigepotentiale vom Auto auf das Rad noch mehr auszuschöpfen. 


Berlin, den 4. Juli 2000 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Dirk Fischer (Hamburg) 

Eduard Oswald 

Dr.-Ing. Dietmar Kansy 

Georg Brunnhuber 

Eduard Lintner 

Hubert Deittert 

Norbert Königshofen 

Dr. Hermann Kues 

Peter Letzgus 

Manfred Heise 

Dr. Michael Meister 

Norbert Otto (Erfurt) 

Peter Götz 
Renate Blank 
Wilhelm Joseph Sebastian 
Dr. Wolf Bauer 
Paul Breuer 


Wolfgang Dehnel 
Renate Diemers 
Ingrid Fischbach 
Hansjürgen Doss 
Georg Girisch 
Hans Jochen Henke 
Klaus Hofbauer 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 

Dr. Gerd Müller 

Erich Maaß (Wilhelmshaven) 

Günter Nooke 
Hans-Peter Repnik 
Kurt J. Rossmanith 
Anita Schäfer 
Heinz Schemken 
Werner Wittlich 
Elke Wülfing 

Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 
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